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Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zum Referentenwurf 
eines siebten Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen. Wir bitten darum, die 
nachfolgenden Anmerkungen zum vorliegenden Entwurf im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
zu berücksichtigen. 
 
I. Steuerbegünstigung bei Zahlungsunfähigkeit des Letztverbrauchers  
 
Nach aktueller Rechtslage trägt der Steuerschuldner im Energie- und Stromsteuerrecht das In-
solvenzrisiko des Letztverbrauchers. Sollte der Letztverbraucher das Entgelt für die Energie- 
(Erdgas, Heizöl) bzw. die Stromlieferung wegen mangelnder Zahlungsfähigkeit nicht mehr be-
gleichen können, bleibt der Versorger für die vom Letztverbraucher entnommenen Mengen 
weiterhin verpflichtet, die Energie- bzw. Stromsteuer an den Staat abzuführen.  
 
Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Entwicklungen aufgrund der Corona-Pandemie for-
dert der VKU daher eine Energie- sowie Stromsteuerbegünstigung für den Fall, dass die Forde-
rungen des Energieversorgers gegenüber dem Letztverbraucher dauerhaft uneinbringlich wer-
den.   
 
Zwar hat sich der Bundesfinanzhof (BFH) mit der Frage befasst, ob aus der Natur der Energie- 
und Stromsteuer als indirekte Steuern ein übergeordneter Rechtssatz dergestalt folgt, dass bei 
Zahlungsausfall des Letztverbrauchers dem Steuerschuldner die Energie- und Stromsteuer zu 
erlassen sei – und im Ergebnis verneint. Der BFH betont, dass Verbrauchsteuern zwar ihrem 
Wesen nach auf Abwälzung der Steuerlast auf den Endverbraucher angelegt seien, es reiche 
jedoch die bloße Möglichkeit einer kalkulatorischen Überwälzung aus (BFH Urteil v. 17.12.2013, 
VII R 8/12). Das Merkmal der Abwälzbarkeit sei erfüllt, wenn zumindest die Möglichkeit einer 
kalkulatorischen Überwälzung in dem Sinne bestehe, dass der Steuerpflichtige den von ihm ge-
zahlten Betrag in die Kalkulation seiner Selbstkosten einsetzen und hiernach die zur Aufrecht-
erhaltung der Wirtschaftlichkeit seines Unternehmens geeigneten Maßnahmen — Preiserhö-
hung, Umsatzsteigerung oder Senkung der sonstigen Kosten — treffen könne. Der BFH hat al-
lerdings in seinem Urteil nicht ausgeschlossen, dass eine explizite Steuerentlastung für Versor-
ger (Steuerschuldner) für den Fall erlassen wird, dass der belieferte Letztverbraucher zahlungs-
unfähig und die entsprechende Forderung uneinbringlich wird.  
 
Die konsequente Anwendung der o.g. Rechtsprechung führt im Ergebnis dazu, dass die Forde-
rungsausfälle auf die übrigen Versorgungskunden im Rahmen der Preise umgelegt werden (sol-
len). Allerdings sollten aus Sicht des VKU aufgrund der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklungen 
Preissteigerungen bei Strom und Gas soweit wie möglich vermieden werden. Selbst wenn eine 
Insolvenzwelle infolge der Corona-Pandemie aufgrund der Bemühungen des Gesetzgebers 
nicht eintreten sollte, bleibt doch die wirtschaftliche Lage in Deutschland angespannt (siehe 
hierzu „Konjunkturprognose 2020 und 2021“ des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom 23.06.2020). 
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Die Übernahme des Insolvenzrisikos bei der Energie- und Stromsteuer durch den Staat ist daher 
in der aktuellen Zeit geboten.  

 
II. Steuerbefreiung für Waren nach § 1b Abs. 1 EnergieStV 
 
Nach § 1b Abs. 1 EnergieStV gelten Klärschlamm, Siedlungsabfälle des Abfallschlüssels 20 03 
sowie sonstige Abfälle mit einem Brennwert von <18 Mj/kg nicht als kohlenwasserstoffhaltige 
Heizstoffe im Sinne des § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 EnergieStG. 
 
Die Regelung in § 1b Abs. 1 EnergieStG wurde seinerzeit nach Rücksprache mit der EU-Kommis-
sion in die EnergieStV aufgenommen. Mit der Definition in § 1 Abs. 1 EnergieStG beabsichtigte 
der Verordnungsgeber klarzustellen, dass Siedlungsabfall der Position 20 03 der Abfallverzeich-
nis-Verordnung nicht der Besteuerung unterliege, weil er in der Regel nicht zum Zwecke des 
Verheizens oder als Kraftstoff eingesetzt werde. Die Bestimmung des geringen Anteils an Koh-
lenwasserstoffen, der im Siedlungsmüll enthalten ist, würde stattdessen nur zu einem unver-
hältnismäßigen Aufwand sowohl für die Unternehmen als auch die Verwaltung führen. Gleiches 
gelte nach der Verordnungsbegründung auch für Klärschlamm und die sog. niedrigkalorischen 
Abfälle.  
 
Diese Regelung wurde nach Wissen des VKU mit der EU-Kommission abgestimmt. Nach Auffas-
sung der EU-Kommission sind Abfälle, die in der Regel nur zum Zwecke ihrer Vernichtung ver-
heizt werden, nicht vom Anwendungsbereich der Richtlinie RL 2003/96 EU erfasst. Aus diesem 
Grund ist auch die Nichtbesteuerung dieser Abfälle nicht vom Beihilfeverbot nach Art. 107 
AEUV erfasst. Somit steht es dem nationalen Gesetzgeber frei, die Besteuerung vom Abfällen 
nach dem Energiesteuergesetz zu regeln.  
 
Aufgrund des extensiven Anwendungsbereichs des § 1b Abs. 3 Nr. 2 EnergieStG ist eine Klar-
stellung, dass Abfälle nicht vom Energiesteuergesetz erfasst sind, auch erforderlich. Aufgrund 
des Wesentlichkeitsgrundsatzes hat dies nach Auffassung des VKU im Energiesteuergesetz zu 
erfolgen. Der Verordnungsgeber ist nach derzeitiger Lage nicht ermächtigt, den Anwendungs-
bereich des Energiesteuergesetzes einzuschränken. Eine solche Ermächtigung würde im Übri-
gen gegen Art. 20 Abs. 3 GG verstoßen. 
 
Nach der Systematik des Energiesteuergesetzes empfiehlt der VKU, die Ausnahmen in § 1b Abs. 
1 EnergieStV als allgemein erlaubter Steuerbefreiungstatbestand durch Erweiterung des § 25 
Abs. 1 EnergieStG auszugestalten. Nach § 25 EnergieStG dürfen Energieerzeugnisse zu anderen 
Zwecken als als Kraft- oder Heizstoff steuerfrei verwendet werden. Nach der oben aufgeführten 
Begründung zu §1b EnergieStV müsste daher folgerichtig die Verbrennung von Klärschlamm, 
Siedlungsabfällen und niedrigkalorischen Abfällen energiesteuerbefreit nach § 25 EnergieStG 

Petitum: Energie- und Stromversorger müssen in Bezug auf dauerhafte Zahlungsausfälle 
ihrer Kunden (Letztverbraucher) unbürokratisch von der Energie- und Stromsteuer entlas-
tet werden.  
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sein. Dies ist gesetzgeberisch klarzustellen und zugleich die EnergieStV entsprechend anzupas-
sen, wonach die thermische Behandlung dieser Erzeugnisse allgemein erlaubt ist. Es ist unbe-
dingt zu vermeiden, dass Betroffene, die diese Waren thermisch vernichten, energiesteuerli-
chen Dokumentationspflichten für diese Waren nachkommen.  
 

 
III. Abfall- und Abwasserbeseitigung als Produzierendes Gewerbe – Aktualisierung der 

Klassifikation der Wirtschaftszweige auf die Ausgabe 2008 
 

Der VKU wiederholt seine Forderung, es der Abfall- und Abwasserentsorgung zu ermöglichen, 
den energie-/stromsteuerlichen Spitzenausgleich gemäß §§ 54, 55 EnergieStG sowie §§ 9b, 10 
StromStG in Anspruch zu nehmen. Bereits im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum „Ent-
wurf eines Gesetzes zur Neuregelung von Stromsteuerbefreiungen sowie zur Änderung ener-
giesteuerrechtlicher Vorschriften“ hatte der VKU dies gefordert, woraufhin auch die Koalitions-
fraktionen in der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses des Bundestags eine Prüfbitte 
gegenüber dem Bundesministerium der Finanzen ausgesprochen haben, eine Umstellung der 
WZ 2003 auf die WZ 2008 im Zuge der Auswertung des im Sommer 2019 zu erwartenden Eva-
luierungsberichts zu den im Energie- und Stromsteuersektor gewährten Subventionen zu prü-
fen. Der Evaluierungsbericht müsste zwischenzeitlich fertiggestellt sein. Die Umstellung auf die 
WZ 2008 sollte daher zügig erfolgen.  
 
Im Einzelnen:  
 
Abfallentsorgungsbetriebe erhielten nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 EnergieStG eine vollständige Ener-
giesteuerentlastung für Erdgas oder Heizöl, das zur Abfallverbrennung eingesetzt wird. Hinter-
grund dieser Regelung ist zum einen, dass die Abfallentsorgung nach derzeit geltendem Ener-
gie- und Stromsteuerrecht kein begünstigtes „Produzierendes Gewerbe“ darstellt. Zum ande-
ren soll das zur thermischen Abfall- und Abluftbehandlung eingesetzte Erdgas bzw. Heizöl nicht 
nur der Abfallbeseitigung/-verwertung, sondern auch der Luftreinhaltung und Schadstoffbesei-
tigung dienen (sogenannter doppelter Verwendungszweck).  
 
Auf Grundlage eines Urteils des EuGHs sowie nach Auffassung der Finanzverwaltung können 
Abfallentsorgungsbetriebe die Steuerentlastung nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 EnergieStG in zahlrei-
chen Fällen wohl nicht mehr in Anspruch nehmen. Der EuGH hat mit Urteil vom 17.12.2015 
entschieden, dass Erdgas, das unter anderem zur Vernichtung von giftigen Prozessgasen ver-
heizt wird, nicht zu einem doppelten Verwendungszweck eingesetzt wird. Die Finanzverwal-
tung interpretiert dieses Urteil so, dass die Verbrennung von Abfall mittels Erdgas und Heizöl 
zur Beseitigung des Schadstoffpotentials ebenfalls keinen doppelten Verwendungszweck dar-

Petitum: Die Ausnahmen in § 1b Abs. 1 EnergieStV sind als Erlaubnistatbestände auszuge-
stalten und in §§ 25ff EnergieStG aufzunehmen. Zur Bürokratievermeidung ist das steuer-
freie Verheizen/Verbrennen der in § 1b EnergieStV genannten Waren als Allgemeinerlaub-
nis auszugestalten.  
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stelle. Die Entlastung nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 EnergieStG müsse daher nach Auffassung der Fi-
nanzverwaltung unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des EuGHs restriktiv ausgelegt 
werden. Im Ergebnis ist daher zur Abfallverbrennung eingesetztes Erdgas/Heizöl mit 5,50 
EUR/MWh bzw. 76,35 EUR/1.000 Liter zu versteuern. Infolge dieses Urteils drohen daher den 
Abfallentsorgungsbetrieben erhebliche finanzielle Mehraufwendungen, die möglicherweise an 
den Bürger weiterbelastet werden.  
 
Zur Kompensation fordert der VKU, dass es Entsorgungsunternehmen künftig möglich sein soll, 
die energie- und stromsteuerlichen Entlastungen des „Produzierenden Gewerbes“ geltend zu 
machen. Konkret betrifft dies die Geltendmachung des energie- und stromsteuerlichen Spit-
zenausgleichs. Dabei ist zu beachten, dass es für die Frage, ob ein Unternehmen zum „Produ-
zierenden Gewerbe“ gehört, nicht darauf ankommt, ob es tatsächlich ein Herstellungsbetrieb 
ist, mithin ob es tatsächlich etwas „produziert“. Maßgeblich ist lediglich die statistische Einord-
nung des Unternehmens.  
 
Das statistische Regelwerk – die Klassifikation der Wirtschaftszweige –, dessen sich der Gesetz-
geber im Energie- und Stromsteuergesetz heute bedient, ist allerdings aus dem Jahr 2003. Die 
Vorschrift in § 2 Nr. 3 Stromsteuergesetz (StromStG) definiert, welche Voraussetzungen ein 
Unternehmen erfüllen muss, um zum Produzierenden Gewerbe zu gehören. Unternehmen 
müssen demnach mit ihrer wirtschaftlichen Haupttätigkeit in einen der folgenden Abschnitte 
der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003), fallen:  
 
• Abschnitt C (Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden),  
• D (Verarbeitendes Gewerbe),  
• E (Energie- und Wasserversorgung) oder  
• F (Baugewerbe)  
 
Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung fallen in Abschnitt O der WZ 2003. Daher gehören 
diese Tätigkeiten derzeit nicht zum „Produzierenden Gewerbe“. Nun ist zu beachten, dass die 
WZ im Jahr 2008 aktualisiert wurde. Danach ist die Abfallentsorgung, wie auch die Abwasser-
beseitigung nicht mehr in Abschnitt O, sondern nunmehr in Abschnitt E („Wasserversorgung; 
Abwasser- und Abfallentsorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzungen“) aufgeführt. 
Die Zusammenfassung dieser Bereiche in einer Gruppe wird zutreffend mit der gemeinsamen 
politischen Bedeutung sowie der tatsächlichen Organisation dieser Tätigkeiten in zahlreichen 
Ländern begründet.  
 
Damit erscheint der Umstand, dass die Entsorgungswirtschaft im energie- und stromsteuerli-
chen Sinn nach wie vor nicht als „Produzierendes Gewerbe“ angesehen wird, nicht mehr zeit-
gemäß. Der VKU fordert daher, dass in Zukunft für das Energie- und Stromsteuerrecht die WZ 
2008 gelten soll. Bei der Umstellung muss jedoch sichergestellt sein, dass bislang als „Produzie-
rendes Gewerbe“ anerkannte Branchen ihre steuerlichen Entlastungsmöglichkeiten in jedem 
Fall behalten. Des Weiteren sollte aber § 51 Abs. 1 Nr. 2 EnergieStG zunächst beibehalten wer-
den, da sicherlich bei der thermischen Abfall- und Abluftbehandlung auch Prozesse existieren, 
die die Anforderungen des EuGHs an einen doppelten Verwendungszweck erfüllen.  
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Die vorgeschlagene Änderung der Definition des Produzierendes Gewerbes ist beihilferechtlich 
bei der EU-Kommission entsprechend anzuzeigen. Es ist hierbei zu beachten, dass die Bundes-
regierung die letzte Änderung der Begünstigungen für das Produzierende Gewerbe, u.a. den 
energie- und stromsteuerlichen Spitzenausgleich, in Absprache mit der EU-Kommission ledig-
lich nach der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (kurz AGVO -  651/2014/EU) ange-
zeigt hat, statt die Änderungen zu notifizieren. Die Anzeige nach der AGVO setzt voraus, dass 
die Bundesrepublik detailliert die Voraussetzungen der jeweiligen Tatbestände in der AGVO 
prüft. Nach erfolgter Prüfung und Anzeige der Beihilfe bei der EU-Kommission darf die Beihilfe 
unmittelbar ohne weiteren Rechtsakt der EU-Kommission gewährt werden. Das sogenannte 
Durchführungsverbot gem. Art. 108 AEUV gilt in diesem Fall nicht. 
 

 
IV. Erstattungsanspruch für Lieferungen an NATO-Streitkräfte bei Vorliegen der materiel-

len Voraussetzungen 
 

Die bisher in der Energiesteuerverordnung verortete Steuerentlastung für NATO-Streitkräfte 
soll aus rechtssystematischen Gründen als Anspruchsnorm in das Energiesteuergesetz über-
führt (§ 58 EnergieStG-E) und parallel dazu eine Steuerentlastung für Lieferung von Strom an 
NATO-Streitkräfte auch in das Stromsteuergesetz (§ 9d StromStG-E) aufgenommen werden. Al-
lerdings ist die bisherige Rechtslage nach Auffassung des VKU nicht mehr zeitgerecht und be-
darf einer Überarbeitung, wie im Folgenden ausgeführt wird:  
 
Nicht unter die Steuerbegünstigen des NATO-Zusatzabkommens fallen Lieferungen an ein 
NATO-Hauptquartier (auch zwecks Weiterlieferung an Beschäftigte des NATO-Hauptquartiers). 
Für diese Fallgestaltungen sieht das NATO-Hauptquartier-Ergänzungsabkommen, auf die die 
zukünftig im Energie- und StromStG verorteten Begünstigungen verweisen, eine eigenständige 
Befreiungsvorschrift in Art. 14 für Lieferungen und sonstige Leistungen vor, die ausschließlich 
in den Bereich der dienstlichen Tätigkeit fallen. Hierbei ist jedoch das BMF-Schreiben vom        
22.12.2004 entsprechend anzuwenden (BMF Schreiben vom 22.07.2011 zuletzt geändert am 
19.12.2014, IV D 3-S 7493/07/10001), mit der Maßgabe, dass ein Beschaffungsauftrag zwin-
gend mit einem im BMF-Schreiben vom 19.12.2014 genannten NATO-Hauptquartier geschlos-
sen werden muss. Ein vereinfachtes Beschaffungsverfahren ist dabei per se nicht vorgesehen. 
 
In den Fällen der Lieferung an Mitglieder des NATO-Hauptquartiers ist nach Auffassung der Fi-
nanzverwaltung zur Inanspruchnahme der Steuerbegünstigung ein Vertragsabschluss zwischen 
dem NATO Headquarter und dem jeweiligen Energieversorger erforderlich, da die Steuerbe-
günstigung sich nicht auf Leistungen bezieht, die an berechtigte Personen ohne Einschaltung 

Petitum: Der VKU fordert, die Regelung in § 2 Nr. 2a StromStG anzupassen und den Ver-
weis auf die Klassifikation der Wirtschaftszweige von der Ausgabe 3 auf die Ausgabe 2008 
(WZ 2008) zu aktualisieren. Dabei ist darauf zu achten, dass bisher begünstigte Unterneh-
men durch die Aktualisierung den Status als Unternehmen des Produzierenden Gewerbes 
nicht verlieren.  
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einer amtlichen Beschaffungsstelle aufgrund eines unmittelbaren Rechtsverhältnisses zwi-
schen der berechtigten Person und dem Energieversorgungsunternehmen bezogen werden. 
Allerdings schließt nach Kenntnis des VKU das NATO-Hauptquartier keine Rahmenverträge 
mehr ab und wird dies auch in Zukunft nicht tun. Dies liegt in der Thematik der Sekundärhaftung 
begründet. 
 
Dem NATO-Hauptquartier gehören Soldaten einer Vielzahl unterschiedlicher Nationen an. Nur 
wenige NATO-Mitgliedsstaaten haben daneben nationale Unterstützungskommandos, so dass 
alle anderen Nationalitäten auf die zentrale Unterstützung des Headquarters angewiesen sind. 
Damit vertritt das Headquarter diese Staaten vor Ort. Sollte somit ein NATO-Truppenangehöri-
ger seinen vertraglichen Zahlungsverpflichtungen in Bezug Strom- und Energielieferungen nicht 
nachkommen, würde das NATO-Hauptquartier in Deutschland insoweit haften. Das NATO-
Hauptquartier könnte sich theoretisch hiergegen dadurch absichern, dass es für diese Fälle er-
gänzende Verträge mit den Mitgliedstaaten abschließt. Allerdings ist dies praktisch nicht um-
setzbar. Einem derartigen Verwaltungsaufwand sieht sich das NATO Headquarter aufgrund der 
Vielzahl der durch das NATO-Hauptquartier vertretenen Staaten nicht gerüstet. Seitens des 
NATO-Hauptquartiers wären umfangreiche Verhandlungen und Rechtsbeziehungen mit einer 
Vielzahl von Mitgliedsstaaten erforderlich, deren Aufwand in keinem Verhältnis zu dem zu er-
reichenden Ziel des einzelnen Truppenmitglieds stehen würde.  
 
Der VKU fordert daher, dass der Abschluss von Einzelverträgen zwischen dem Energieversor-
gungsunternehmen und den berechtigten Personen für die Gewährung der Energie- und 
Stromsteuerbegünstigung ausreicht, wenn zuvor zwischen dem Energieversorger und dem 
NATO-Hauptquartier ein Rahmenvertrag geschlossen wurde. Für die Gewährung der Energie- 
und Stromsteuerbefreiung ist es hingegen keine Voraussetzung, dass das NATO-Hauptquartier 
die Leistung an die Berechtigten in Auftrag gegeben haben. Die Regelungen in Art. 67 Abs. 3 
des NATO-Zusatzabkommens sowie in Artikel 14 und 15 des Ergänzungsabkommens zum Pro-
tokoll über die NATO-Hauptquartiere sind allenfalls analog auf die Energie- und Stromsteuer 
anwendbar, da in diesen ausdrücklich nur die Voraussetzungen für die Befreiung von der Um-
satzsteuer sowie Zöllen und Einfuhrabgaben geregelt sind.  
 
Grundsätzlich besteht allerdings kein Zweifel, dass Lieferungen von Strom und Erdgas an 
fremde Truppenangehörige in Deutschland nicht besteuert werden sollen (siehe hierzu Art. 67 
Abs. 1 letzter Satz des NATO-Zusatzabkommens). Allerdings darf das Fehlen von formellen Vo-
raussetzungen nicht der alleinige Grund dafür sein, die Steuerbefreiungen für die Lieferung an 
Truppenangehörige zu versagen.  So hat der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 05.07.2012, V R 
10/10 entschieden, dass der Nachweis der Steuerfreiheit einer Lieferung nach Art. 67 Abs. 3 
des NATO-Zusatzabkommens nicht nur durch die Vorlage eines Abwicklungsscheins (§ 73 Abs. 
1 Nr. 1 UStDV) oder diesem gleichgestellte Belege und Aufzeichnungen des Unternehmers (§ 
73 Abs. 3 UStDV) geführt werden kann, sondern auch durch andere Unterlagen, aus denen sich 
die materiellen Voraussetzungen der Steuerbefreiung aufgrund der objektiven Beweislage er-
gebe. 
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Auf Grundlage dieser Rechtsprechung ist es ausreichend, wenn ein NATO-Truppenangehöriger 
einen Einzelvertrag mit dem Energieversorger auf Grundlage eines zwischen dem NATO-Haupt-
quartier und dem Energieversorger abgeschlossenen Rahmenvertrages abschließt. 

Petitum: Die Regelungen in § 58 EnergieStG sowie § 9d StromStG-E sind so auszugestalten, 
dass bei späterem Nachweise der materiellen Voraussetzungen die Energie- und Strom-
steuer erstattet werden können. Bei Lieferung von energie- und stromsteuerpflichtigen Wa-
ren an NATO-Truppen ist klarzustellen, dass die Voraussetzungen der Art. 67 Abs. 3 des 
NATO-Zusatzabkommens sowie Artikel 14 und 15 des Ergänzungsabkommens zum Proto-
koll über die NATO-Hauptquartiere auch dann erfüllt sind, wenn der Steuerpflichtige Einzel-
verträge mit Truppenangehörigen auf Grundlage eines bestehenden Rahmenvertrages zwi-
schen dem Steuerpflichtigen und dem NATO-Hauptquartier abschließt.   


